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Einleitung

Zehn Jahre sind bereits seit der größten Mitglieds -
erweiterung der EU vergangen. Seit 01. 01. 2014 gilt für
Staats bürger aus Rumänien und Bulgarien, die seit 2007
Mitglieder der EU sind, die uneingeschränkte Arbeitneh-
merfreizügigkeit. Damals wie heute war die Diskussion
um die ökonomischen Konsequenzen der Erweiterungen
geprägt durch ein hohes Maß an Unsicherheit über die
resultierenden Migrationsströme. Dabei fürchteten vor
 allem Länder, die über einen ausgebauten Sozialstaat ver -
fügen, Zuwanderung in großer Höhe.

Vergleicht man aus heutiger Perspektive die Progno-
sen des Migrationspotenzials aus den Beitrittsländern von
2004 nach Deutschland mit den Migrationsströmen, die
sich tatsächlich eingestellt haben, ergibt sich schnell der
Vorwurf, dass die von verschiedenen Forschungsinstitu-
ten getroffenen Prognosen das Wanderungspotenzial
deut lich überschätzt hätten. Eine nähere Betrachtung zeigt
allerdings, dass die Methodik prinzipiell gut geeignet ist.
Allerdings hat die Politik – auch vor dem Hintergrund der
Prognosen sehr hoher Migrationsströme – mit der verzö-
gerten Gewährung der Arbeitnehmerfreizügigkeit die Spiel -
regeln signifikant geändert. Dies kann in der kurzen Frist
dazu geführt haben, dass sich Migrationsströme nach
Deutschland in den ersten Jahren nach Beitritt der neuen
Mitglieder erheblich verringerten. Die veränderten  makro -
ökonomischen Rahmenbedingungen in Folge des Plat-
zens der New-Economy-Blase, der Terroranschläge vom
11. September 2001, der deutschen Standortschwä che zu
Beginn der 2000er Jahre, der Reformen der Agenda
2010 sowie der Wirtschaftskrise von 2008/2009 erklären
längerfristige Abweichungen zwischen prognos tizierten
und tatsächlichen Migrationsströmen.

In diesem Beitrag werden die Methoden, die für die
Prognosen des Migrationspotenzials aus den neuen Bei-
trittsländern verwendet wurden, dargestellt sowie mög -
liche Gründe für die Abweichungen von Prognosen und
tatsächlich realisierten Wanderungen diskutiert. Insbe-
sondere wird dabei ein aus deutscher Sicht wesentlicher

Aspekt der EU-Osterweiterung, nämlich die Aussetzung
der vollständigen Arbeitnehmerfreizügigkeit, näher erörtert.

Prognosen des Migrationspotenzials

Die meisten Prognosen des Migrationspotenzials von
Bürgern der neuen Mitgliedsstaaten nach Deutschland
basieren auf Regressionsanalysen auf Grundlage ver -
gan gener Beobachtungen von Migrationsströmen nach
Deutschland seit den 1960er Jahren [vgl. DIW (2000),
FERTIG (2001), SINN et al. (2001) und BOERI und BRÜCKER

(2005)]. Dabei wurden als zu erklärende Variable entweder
vergangene (Netto-)Migrationsströme nach Deutschland
oder Bestände an Migranten in Deutschland verwendet.
Beide Zahlen werden dabei ins Verhältnis zur Bevöl -
kerung des Herkunftslandes gesetzt, um eine relative
 Maßzahl zu erhalten. Teilweise wurden dabei Migrations -
bewegungen aus allen möglichen Herkunftsländern be-
trachtet, häufig stellten die Studien aber speziell die  
EU-Erweiterung um Spanien, Portugal und Griechenland
in den 1980er Jahren in den Fokus, um Schlussfolgerun-
gen für die EU-Osterweiterung von 2004 zu ziehen.

Welche Einflussfaktoren bestimmen die Höhe der
 Migrationsströme? Menschen entschließen sich z. B.,
ihr Heimatland zu verlassen und in ein anderes Land
auszuwandern, wenn ihr erwartetes Einkommen im
Zielland höher ist. Dies wird in Schätzungen mithilfe des
relativen Pro-Kopf-Einkommens sowie des Verhältnisses
der Arbeitslosen- bzw. Beschäftigungsquoten (als Indi-
kator für die Beschäftigungswahrscheinlichkeit) berück-
sichtigt. Teil weise wird zudem angenommen, dass ein ge-
wisses Min destniveau an Wohlstand (ausgedrückt durch
das Pro-Kopf-Einkommen im Herkunftsland) erreicht
sein muss, um Migration überhaupt erst zu ermöglichen,
da mit der Migrationsentscheidung natürlich auch Kosten
verbunden sind (z. B. die Reise bzw. der Umzug sowie
der Einkommensverlust, bis eine neue Beschäftigung im
Zielland gefunden wird). In der Theorie wird oft ange-
nommen, dass die Kosten der Migration umso geringer
sind, je mehr Migranten aus demselben Herkunftsland
bereits im Zielland leben, da diese die Neuankömmlinge
beispielsweise mit ihren Erfahrungen bei der Beschäfti-
gungssuche unterstützen können. Dies bezeichnet man

Vergleich von prognostizierter und 
tatsächlicher Migration nach Deutschland nach
der  EU-Ost erweiterung
Ingmar Rövekamp*

* Ingmar Rövekamp arbeitet als studentische Hilfskraft am Lehrstuhl für
Volkswirtschaftslehre, insbesondere Finanzwissenschaft der Technischen
Universität (TU) Dresden.



21

ifo Dresden berichtet 6/2014

Aktuelle Forschungsergebnisse

als Netzwerkeffekte. Aus diesem Grund wird bei Schät-
zungen oft auch der bisherige Bestand an Migranten mit
einbezogen. Gleichzeitig wird angenommen, dass die
Kosten der Migration umso höher sind, je stärker sich
Herkunfts- und Zielland aus kultureller Sicht unterschei-
den, sodass der räumliche Abstand zwischen den beiden
Ländern sowie möglicherweise weitere Indikatoren für
kulturelle Nähe berücksichtigt werden müssen. Darüber
hinaus werden Dummy-Variablen für EU-Mitgliedschaft,
uneingeschränkte Arbeitnehmerfreizü gigkeit sowie Gast-
arbeiterabkommen verwendet.

Gelegentlich wird argumentiert, dass die Verwendung
historischer Daten rund um die bisherigen Erweiterungen
der EU problematisch ist, da die relativen Einkommens -
unterschiede im Fall der EU-Erweiterung um Spanien,
Portugal und Griechenland deutlich geringer als bei der
EU-Osterweiterung 2004 waren. Das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) pro Kopf lag in Griechenland Ende der 1970er Jahre
bei 70 % des Durchschnittsniveaus der damaligen EG, in
Portugal und Spanien Anfang der 1980er bei 60 % bzw.
70 %. 1997 lag das BIP pro Kopf der zehn neuen Beitritts-
länder von 2004 dagegen nur bei 30–40 % des damaligen
EU-Durchschnitts (jeweils zu Kaufkraftparitäten bewertet).
Gleichzeitig ist die räumliche Distanz im Fall der neuen
Beitrittsländer von 2004 deutlich geringer, was dazu führen
kann, dass Pendler und temporäre Migranten einen grö -
ßeren Einfluss haben, diese aber im Rahmen von Einwoh-
nerstatistiken nur schwer zu erfassen sind [DIW (2000)].

Basierend auf den Schätzungen dieses Regressions-
ansatzes wurden in den Studien die Migrationsströme
aus den EU-Beitrittsländern prognostiziert. Dafür muss -
ten Annahmen darüber getroffen werden, wie die jährli-
che Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen zwischen den
Beitrittsländern und Deutschland ausfällt, wie sich die
Lage auf den Arbeitsmärkten entwickelt und ab wann die
vollständige Arbeitnehmerfreizügigkeit gewährleistet wird.
Aufgrund der Vielzahl der getroffenen Annahmen sowie
von Unterschieden im Umfang (v. a. in Hinblick auf die
betrachteten Auswanderungsländer) und im Zeitraum der
Prognose liegt es in der Natur der Sache, dass sich die
prognostizierten Werte zum Teil erheblich unterscheiden.
Die folgende Tabelle 1 gibt eine Übersicht.

Abbildung 1 visualisiert diese unterschiedlichen Schät -
zungen und zeigt darüber hinaus für die Jahre 2002 bis
2013 die tatsächliche Zahl an Staatsbürgern aus den
zehn EU-Beitrittsländern von 2004 in Deutschland.

Die prognostizierten Werte liegen in einer Bandbreite
von einem Bestand an Migranten von 1,3 Mill. [BOERI und
BRÜCKER (2005)] für das Jahr 2010 und 3,2 Mill. Personen
[SINN et al. (2001)] für das Jahr 2019. Insgesamt lässt
sich die Tendenz erkennen, dass die prognostizierten
Bestände über den tatsächlichen Beständen liegen. Im
Folgenden werden die Gründe dafür diskutiert.

Gründe für Abweichungen zwischen prognosti-
ziertem und tatsächlichem Migrationsverhalten

Die meisten Prognosen gingen von einer sofortigen Um-
setzung der vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit für die Staats   -
bürger aus den Beitrittsländern aus, während diese in
Deutschland erst verzögert gewährt wurde (vgl. Box 1).

Nun kann man nicht ohne Weiteres davon ausgehen,
dass die durch die Übergangsregel verhinderte Migration
automatisch im Zeitraum nach 2011 nachgeholt wurde,
weil in der Zwischenzeit bereits eine Konvergenz der
 Einkommen zwischen den Auswanderungsländern und
Deutschland stattgefunden hat und Migration somit we-
niger attraktiv geworden ist oder einige der potenziellen
Zuwanderer inzwischen in andere EU-Länder als nach
Deutschland gewandert sind.

Box 1: Ausgestaltung der verzögerten
 Arbeitnehmerfreizügigkeit in Deutschland

Nach Aufnahme von neuen Mitgliedsstaaten in die
EU haben die alten Mitglieder das Recht, im Rah-
men der sogenannten „2+3+2“-Regelung für eine
maximale Dauer von sieben Jahren die uneinge-
schränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit, die sich au -
tomatisch aus der EU-Mitgliedschaft ergibt, für
 Arbeitnehmer aus den neuen Mitgliedsstaaten aus-
zusetzen. Dies geschieht in drei Phasen von jeweils
zwei bzw. drei Jahren, für die der Mitgliedsstaat
 gegenüber der EU-Kommission begründen muss,
warum er die Arbeitnehmerfreizügigkeit weiterhin
aus setzen möchte. Während Irland, Schweden und
das Vereinigte Königreich ihre Arbeitsmärkte be-
reits 2004 vollständig für Zuwanderer aus den neu-
en Mitgliedsstaaten öffneten, haben Deutschland
und Österreich als einzige diese Frist soweit wie
möglich (01. 05. 2011 im Fall der zehn Beitritts -
länder von 2004 sowie 01. 01. 2014 für Bulgarien
und Rumänien) ausgenutzt.

Dies heißt aber nicht, dass es ohne Arbeitneh-
merfreizügigkeit keine Migration aus den genann-
ten Ländern gegeben hätte. So war es Selbststän-
digen erlaubt, zu migrieren, da diese nicht unter die
Arbeitnehmerfreizügigkeit fallen. Gleichzeitig gab es
einige Ausnahmeregelungen, wie befristete Arbeits -
genehmigungen sowie Arbeitsgenehmigungen für
Saisonarbeit. Zum 01. 01. 2009 wurde es hochqua-
lifizierten Migranten aus den Beitrittsländern gene-
rell erlaubt, nach Deutschland einzuwandern.
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Weitere Abweichungen lassen sich vor allem vor dem
Hintergrund der makroökonomischen Entwicklung erklä -
ren, v. a. aus der Tatsache, dass die wirtschaftliche Konver -
genz zwischen den neuen Mitgliedsstaaten und Deutsch -
 land schneller stattgefunden hat als bei den Prognosen
angenommen. Während das BIP pro Kopf in Deutsch-
land zwischen 2004 und 2013 um ca. 12,7 % zunahm,
wa ren es z. B. in Litauen 46,6 % und in Polen 38,7 %. Als
Grundlage für die Studien wurde i. d.R. eine Konvergenz
der Pro-Kopf-Einkommen zwischen Herkunftsland und
Deutschland mit 2 % p. a. angenommen, tatsächlich lag
diese Konvergenz seit Beitritt 2004 bei den meisten Län-
dern zwischen 2 und 4 %. Die Lage auf den Arbeitsmärkten
wurde bei den meisten Prognosen als konstant ange-
nommen, sodass sie auf Basis von Arbeitslosenquoten
aus den 1990er Jahren getroffen wurden. Auch hier kam
es, nicht zuletzt durch den Einfluss der Wirtschaftskrise,
zu teils erheblichen Abweichungen von der häufig getrof-

fenen Annahme einer konstanten Arbeitslosenquote. So
betrug die Arbeitslosenquote in Deutschland Mitte der
1990er Jahre 8,3 %, stieg dann auf 11,3 % im Jahr 2005
und fiel auf 5,3 % im Jahr 2013. Gleichzeitig fiel sie in Po-
len z. B. von 19,1% im Jahr 2004 auf 7,1% im Jahr 2008
und stieg danach wieder auf 10,3 % (2013) an.

Im Folgenden wird die Methode von SINN et al. (2001)
verwendet, um das Migrationspotenzial mit und ohne
 sofortiger Gewährung der Arbeitnehmerfreizügigkeit vor
dem Hintergrund der nun beobachteten, tatsächlichen
Entwicklung der makroökonomischen Variablen neu zu
berechnen. So wird gezeigt, dass die Methode die tat -
sächlichen Wanderungszahlen gut prognostiziert hätte,
wenn die veränderten makroökonomischen Rahmen -
bedingungen schon bekannt gewesen wären.1 Außerdem
wird  ermittelt, welchen Effekt die verzögerte Gewährung
der Ar beitnehmerfreizügigkeit auf die Migration nach
Deutschland hatte.

Tabelle 1: Schätzungen des Migrationspotenzials von Staatsbürgern der EU-Beitritts länder von 2004 nach
Deutschland

Quelle: Eigene Darstellung.

Verfasser Prognostizierter 
Bestand 

an Migranten 

Untersuchte 
Auswanderungs-

ländera

Methodik Annahme über 
Arbeitnehmer-
freizügigkeit

Boeri und
Brücker

(2005)

1,3 Mill. (2010)
1,6 Mill. (2020)
1,7 Mill. (2030)

CZ, EST, H, LT, LV, 
PL, SK, SLO

Regression auf Basis
von Daten aus eu-
ropäischen Herkunfts-
ländern 1967–2001

ab Beitritt

DiW
(2000)

1,9 Mill. (2010)
2,4 Mill. (2020)
2,5 Mill. (2030)

CY, CZ, EST, H, LT, 
LV, M, PL, SK, SLO

Regression auf Basis
von Daten aus 18 
Herkunftsländern
1967–1998

ab Beitritt

Fertig (2001) 1,9 Mill. (2015) für 
Freizügigkeit ab 2004,
1,8 Mill. (2015) ohne
Freizügigkeit

BU, CZ, EST, H, LT, 
LV, PL, RU, SK, SLO

Regression auf Basis
von Daten aus 17 
Herkunftsländern
1960–1994

Schätzung mit 
und ohne sofortige 
Freizügigkeit

Sinn et al.
(2001)

1,7 Mill. (2009)
2,6 Mill. (2014)
3,2 Mill. (2019)

CZ, H, PL, RU, SK Regression auf Basis
von Daten aus den
Herkunftsländern 
Italien, Griechenland,
Spanien, Portugal 
und der Türkei
1974–1997

ab Beitritt

a) BU = Bulgarien, CY = Zypern, CZ = Tschechien, EST = Estland, H = Ungarn, LT = Litauen, LV = Lettland, M = Malta, PL = Polen, 
RU = Rumänien, SK = Slowakei und SLO = Slowenien.
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Prognosen des Migrationspotenzials mit und ohne
Gewährung der Freizügigkeit vor dem Hintergrund
der tatsächlich eingetretenen gesamtwirtschaft -
lichen Entwicklung

Die Studie von SINN et al. (2001) beschränkt sich auf die
Prognose des Migrationspotenzials von Polen, Ungarn,
Tschechien, der Slowakei und Rumänien nach Deutsch-
land. Dies sind die fünf größten Länder der ehemaligen
Beitrittskandidaten, welche über ca. 85 % der Gesamt-
bevölkerung der insgesamt 12 Beitrittsländer von 2004
und 2007 verfügen. Für ihre Prognose verwenden die
Autoren folgende, mit den historischen Daten aus den
Herkunftsländern Italien, Griechenland, Spanien, Portu-
gal und der Türkei im Zeitraum von 1974 bis 1997 ge-
schätzte Gleichung:

Bt,i = – 0,089+0,051 YVt,i+0,059(EUt,i ·YVt,i) +0,019Gt

– 0,007 Gt–1 – 0,023 EUt,i – 0,061 EUt–1,i +0,126 FRt,i

– 0,046FRt–1,i +1,432Bt–1,i – 0,458Bt–2,i

Dabei bezeichnet Bt,i den Bestand an Migranten in
Deutsch land aus dem Land i dividiert durch die Bevöl -
kerung des Heimat landes i. YVt,i bezeichnet das Verhält-
nis der Pro-Kopf-Einkommen des Herkunftslandes und

Deutschlands zu Kaufkraftparitäten, EUt,i die Dummy-
Variable für EU-Mitgliedschaft des Herkunftslandes, Gt

die deutsche Output-Lücke als Indikator für die Lage auf
dem deutschen Arbeitsmarkt und FRt,i die Dummy-Varia-
ble für Arbeit nehmerfreizügigkeit. Für sämtliche Variablen
werden der aktuelle sowie der Vorjahreswert einbezogen.
Im Falle des Bestandes an Migranten wird ferner der Vor-
vorjahreswert berücksichtigt.

SINN et al. (2001) nehmen für ihre Prognose des
 Migrationspotenzials für den gesamten Zeitraum eine
Output-Lücke in Deutschland von null sowie eine jähr -
liche Konvergenz der Pro-Kopf-Einkommen von 0 %
bzw. 2 % (zwei Szenarien) an.

Prognostiziert man nun das Migrationspotenzial mit der
oben genannten Schätzgleichung, verwendet aber für die
deutsche Output-Lücke und das relative Pro-Kopf-Ein-
kommen die Werte, die sich in den letzten Jahre tatsäch-
lich eingestellt haben, erhält man die in den folgenden
Tabellen dargestellten Bestände an Migranten aus den
fünf untersuchten Ländern. Dabei wurde zum einen das
Szenario „verzögerte Arbeitnehmerfreizügigkeit“, in dem
die tatsächlich eingetretene verzögerte Gewährung der
Arbeitnehmerfreizügigkeit in den Jahren 2011 bzw. 2014
(Rumänien) unterstellt wird (vgl. Tab. 2), sowie das Sze -
nario „sofortige Arbeitnehmerfreizügigkeit“, bei dem eine

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 1: Geschätzte Migrationsbestände aus den EU-Beitrittsländern von 2004 in Deutschland 
(in Mill. Personen)
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Gewährung der vollständigen Arbeitnehmerfreizügigkeit ab
dem Moment des EU-Beitritts (2004 bzw. 2007) angenom -
men wird (vgl. Tab. 3), geschätzt. Für das Szenario mit
sofortiger Arbeitnehmerfreizügigkeit wächst der Bestand
an Migranten aus den betrachteten Ländern von ca.
663.000 im Jahr 2004 auf 1,176 Mill. im Jahr 2013. Für
das Szenario mit verzögerter Gewährung der Freizügig-
keit liegt der für 2004 prognostizierte Bestand an Migran-
ten bei 582.000. Dieser steigt bis 2013 auf 1,160 Mill. Per-
sonen an. Die beiden Szenarien gleichen sich also über
den gesamten Zeitraum an. Dies ist vor allem auf die hohe
Nettozuwanderung im jeweiligen Jahr der erstmaligen Ge -
währung der Arbeitnehmerfreizügigkeit zurückzuführen.

Vergleicht man die Werte der beiden Szenarien mit den
tatsächlichen Werten, wird deutlich, dass die Prognosen
den Bestand an Migranten in den ersten Jahren nach
dem Beitritt erheblich überschätzen (bis zu 200.000 Per-
sonen im Jahr 2004, vgl. Tab. 4). Betrachtet man aber
auch hier wieder den gesamten Zeitraum von zehn Jah-
ren, nähern sich die prognostizierten Werte den tat -
sächlichen Werten erstaunlich genau an.2 So lebten 2013
1,1 Mill. Personen aus den fünf betrachteten Ländern in
Deutschland, während 1,160 Mill. bei verzögerter Frei -
zügigkeit und 1,176 Mill. bei sofortiger Freizügigkeit pro-
gnostiziert worden wären. Abbildung 2 veranschaulicht
die prognostizierten und tatsächlichen Werte.

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Tabelle 3 Geschätzte Migrationsbestände aus den fünf Ländern in Deutschland: 
Szenario „Sofortige Arbeitnehmerfreizügigkeit“

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Tabelle 2: Geschätzte Migrationsbestände aus den fünf Ländern in Deutschland: 
Szenario „Verzögerte Arbeitnehmerfreizügigkeit“

Bestand
(in 1.000 
Personen)

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Polen 366 395 435 482 520 502 497 555 607 650

Rumänien 99 113 134 188 225 234 249 271 290 303

Slowakei 24 27 30 34 36 31 29 35 41 47

Tschechien 33 30 29 30 31 19 12 23 35 46

Ungarn 60 61 65 73 80 73 71 86 101 114

gesamt 582 626 693 807 892 859 858 970 1.074 1.160

Bestand
(in 1.000 
Personen)

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Polen 415 426 465 512 550 533 528 537 607 650

Rumänien 99 113 134 215 242 250 265 287 306 319

Slowakei 31 31 34 38 40 36 33 32 41 47

Tschechien 46 38 37 39 39 27 20 18 35 46

Ungarn 72 69 73 81 88 81 79 81 101 114

gesamt 663 677 743 885 959 927 925 955 1.090 1.176



Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Tabelle 4: Tatsächliche Migrationsbestände aus den fünf Ländern in Deutschland

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 2: Simulierte und tatsächliche Migrationsbestände aus Polen, Rumänien, der Slowakei, 
Tschechien und Ungarn in Deutschland
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Ungarn 48 49 52 56 60 61 69 83 107 136

gesamt 463 503 544 584 606 624 676 778 921 1.100
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Effekt der verzögerten Arbeitnehmerfreizügigkeit
in Deutschland

Welchen Effekt hatte also die verzögerte Gewährung der
Arbeitnehmerfreizügigkeit auf den Migrationsstrom nach
Deutschland? In den ersten Jahren nach Beitritt sind ver-
mutlich weniger Menschen aus den neuen Mitglieds-

staaten nach Deutschland migriert, als dies bei sofortiger
Gewährung der Fall gewesen wäre. Betrachtet man den
gesamten Zeitraum über zehn Jahre seit Beitritt im Jahr
2004, hat die verzögerte Gewährung der vollständigen
Arbeitnehmerfreizügigkeit wohl keinen signifikanten Ein-
fluss auf die gesamte Anzahl an Migranten aus den neu-
en Mitgliedsstaaten nach Deutschland gehabt.
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Allerdings scheint es einen Effekt auf die Zusammen -
setzung der Migranten gegeben zu haben. So argumen-
tieren einige Ökonomen, dass es Deutschland durch die
ver zögerte Gewährung der Arbeitnehmerfreizügigkeit ver -
passt hat, im selben Maße wie die übrigen Länder von
Migration nach der EU-Osterweiterung zu profitieren. CON -
STANT (2011) sowie KAHANEC et al. (2010) beschreiben,
dass es aufgrund der eingeschränkten Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit Deutschland nicht wie den übrigen alten EU-
Mitgliedern gelang, hochqualifizierte Migranten anzuziehen.
Stattdessen migrierten eher Geringqualifizierte, die dann
auf dem deutschen Arbeitsmarkt mit geringqualifizierten
Migranten aus den Nicht-EU-Ländern konkurrierten. ELS -
NER und ZIMMERMANN (2013) fügen hinzu, dass Bürger 
der neuen Beitrittsländer, die in den Jahren nach 2004 
in das Vereinigte Königreich migriert sind, im Schnitt
sechs  Jahre jünger waren als solche, die nach Deutsch-
land  migriert sind. Zudem lag der Anteil der Migranten
mit  tertiärem Bildungsabschluss im Fall des Vereinig-
ten König reichs um 12 % höher. Verdrängungseffekte 
auf den einheimischen Arbeitsmärkten der Länder, die
die Gewährung der Arbeitnehmerfreizügigkeit nicht  aus -
gesetzt haben, wie sie von der deutschen Politik im
 Vorfeld der EU-Ost erweiterung befürchtet worden wa-
ren, gab es dabei durch die Migranten wohl eher nicht
 [KAHANEC et al. (2010)]. BRENKE et al. (2009) bilanzieren,
dass die verzögerte Gewährung in Deutschland einer-
seits dazu führte, dass es nicht gelang, die benötigten
hochqualifizierten Arbeitnehmer anzuwerben und gleich-
zeitig nicht verhindert werden konnte, dass Geringqualifi-
zierte migrierten.

Insgesamt gelangt man zu dem Fazit, dass sich der
auf den ersten Blick enorme Unterschied zwischen pro-
gnostizierten und tatsächlichen Migrationsströmen nach
der EU-Osterweiterung in der kurzen Frist dadurch er-
klären lässt, dass sich die deutsche Politik – anders als
bei der Erstellung der Prognosen angenommen – dazu
entschlossen hat, die Gewährung der vollständigen Ar-
beitnehmerfreizügigkeit für einen Zeitraum von sieben
Jahren auszusetzen. Langfristig gesehen hat die ver -
zögerte Gewährung der Freizügigkeit aber wohl nicht zu
 einer geringeren Zahl an Migranten geführt. Somit ist die
Erklärung für die Abweichungen zwischen Prognose und
tatsächlichen Zahlen in der langen Frist darin zu suchen,
dass sich die makroökonomischen Rahmenbedingun-
gen z. T. deutlich anders entwickelt haben, als damals
abzusehen war.
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1 Eine ausführliche Prognose der makroökonomischen Entwicklung war
natürlich nicht das Ziel der Studien, vielmehr wurden Projektionen des
Status quo vorgenommen.

2 Möglicherweise ist diese beobachtete Annäherung der mit der Methode
von SINN et al. (2001) prognostizierten an die tatsächlichen Bestände
auch auf den Einfluss der Wirtschaftskrise und die daraus resultierende
hohe deutsche Output-Lücke zurückzuführen. Dass bei dieser Studie
 lediglich die deutsche Output-Lücke als Indikator für den deutschen
 Arbeitsmarkt, nicht aber die Arbeitslosenrate im Heimatland berücksich-
tigt wird, führt dazu, dass die Prognosen erheblich nach unten verzerrt
werden.




